
Finanzminister Olaf Scholz führt 
mindestens neun Prozent seines 
Haushalts als Schattenhaushalt. 
Ohne Zugriff in die Rentenkasse, 
eine Art legaler Betrug, wäre seine 
„Schwarze Null“ Makulatur. Die Me-
dien interessiert der Skandal nicht. 
Für diese Nachricht gibt es nicht 
eine Zeile, nicht eine Sendesekun-
de – nirgendwo.
Am 27. Juni 2019 veröffentlichte 
die Deutsche Rentenversicherung, 
„dass derzeit eine jährliche Unter-
deckung nicht beitragsgedeckter 
Leistungen durch den Bund in 
Höhe von 30 Milliarden Euro beste-
he“. Die Presse nimmt das nicht zur 
Kenntnis, sie verschweigt diesen 
Skandal.
Als nicht beitragsgedeckt, oder 
versicherungsfremd, werden 
Leistungen bezeichnet, die der 

Rentenversicherung aus gesamt-
gesellschaftlichen sozial-, vertei-
lungs- oder familienpolitischen 
Gründen übertragen wurden. Das 
sind zum Beispiel Ersatzzeiten, 
Anrechnungszeiten, Kindererzie-
hungszeiten vor 1992, Höherbe-
wertung der Berufsausbildung, 
Renten nach Mindesteinkommen, 
West-Ost-Transfers, Mütter-
renten, Kriegsfolgelasten, NS-Ver-
folgten-Renten, Waisenrenten.
Eine laufende Rechnungslegung 
oder Statistik zu diesen Ausgaben 
gibt es nicht. In aufwändigen Er-
hebungen werden im Abstand von 
etlichen Jahren die nicht beitrags-
gedeckten Ausgaben durch Fach-
leute der Deutschen Rentenversi-
cherung (DRV) ermittelt.
Die vorletzte Berechnung erfolgte 
für das Jahr 2009. Sie ermittelte 

13,4 Milliarden Euro als unterlas-
sene Kompensationsleistung. Die 
wird fälschlicherweise als „Zu-
schuss“ bezeichnet.
In der Erhebung von 2009 wird pro-
gnostiziert, dass die Unterdeckung 
bis 2017 auf 1,4 Milliarden Euro sin-
ken wird.  Die neueste Erhebung, 
die noch nicht veröffentlicht, aber 
von Annelie Buntenbach in der 
Bundesvertreterversammlung der 
DRV am 27. Juni schon zitiert wur-
de, kommt das genaue Gegenteil 
zu Tage: die Unterdeckung ist auf 
fast 31 Milliarden Euro hoch kata-
pultiert.

Der Gesetzgeber vermeidet tun-
lichst, die nach § 213 des SGB VI 
vorgeschriebenen „Zuschüsse“ für 
nicht beitragsgedeckte Leistun-
gen näher zu spezifizieren. Eine 
saubere Rechnungslegung wird 
so schon im Ansatz verhindert. 
Die mühevollen Berechnungen 
der DRV weisen seit Jahrzehnten 
nach, dass die jeweiligen Bundes-
regierungen seit 1957 in die Versi-
chertenkassen gegriffen haben.
Otto Teufel von der ADG (Aktion 
demokratische Gemeinschaft) hat 
in filigraner Recherche nachge-
wiesen, dass seit 1957 bis heute 
weit über 800 Milliarden Euro aus 
Rentenversicherungsbeiträgen für 
allgemeine staatliche Aufgaben 
entnommen wurden. Eine gigan-
tische Summe, über die nicht ein-
mal geredet wird.
Die mit viel Pathos als Erfolgssto-
rys in die Welt gesetzten Renten-
reformen von 2014, 2017 und 2019 
(Erziehungszeiten-Aufwertungen; 
Rente mit 63; Verbesserung bei 
Erwerbsminderungs-Neu-Renten) 
wurden und werden nahezu voll-
ständig mit Rentenversicherungs-
beiträgen finanziert. Wer glaubt, 

30 Milliarden Rentenbeiträge für die „Schwarze Null“
Rentner finanzieren den Staatshaushalt
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Seit Jahrzehnten werden die in die Rentenkasse eingezahlten 
Beiträge immer wieder auch zur Finanzierung versicherungsfremder 
Leistungen genutzt. Die andauernde missbräuchliche Nutzung eines 
großen Teils der Beitragsgelder hat inzwischen zu einer drastischen 
Senkung des Rentenniveaus geführt und zugleich der Einführung 
privater Zusatzversicherungen den Weg geebnet. Im nachfolgenden 
Artikel geht es um die weitgehend unbemerkt gebliebene aktuelle 
Plünderung der Rentenkasse.

Von Reiner Heyse*

→ Seniorenaufstand
* Der Autor, Jahrgang 1949, war als Nachrichteningenieur viele Jahre Tarifkommissionsmitglied in der IG Metall und Betriebsrat in einem mittelständischen Betrieb in Kiel, 
aktuell arbeitet er als gewerkschaftlicher Bildungsarbeiter und Mitherausgeber des Blogs „Seniorenaufstand“.

dass die Selbstverwaltung der DRV 
hier irgendein Wörtchen mitzure-
den hätte, irrt gewaltig. Es bleibt 
das Recht zum Kommentar, das 
Annelie Buntenbach in Anspruch 
nahm und dabei vollständig igno-
riert wurde.

Die Hauptmedien in diesem Land 
klären über die Situation der Ren-
tenversicherung nicht auf. Im Ge-
genteil, jede Rentenerhöhung, jede 
Korrektur von Rentenkürzungen, 
seien sie noch so klein, werden 
mit Kommentaren über die Unbe-
zahlbarkeit und der Unverantwort-
lichkeit gegenüber den Jüngeren 
begleitet.

dass die nicht aus gegli-
chenen versicherungs-
fremden Leistungen mitt-
lerweile auf 31 Milliarden 
Euro pro Jahr gestiegen 
sind und seit 1957 die un-
fassbar hohe Summe von 
über 800 Milliarden Euro 
ausmachen,
dass die Nachhaltigkeits-
rücklage der DRV auf den 
Rekordwert von 38 Milli-
arden Euro gestiegen ist,
dass die Rentenversiche-
rungsbeiträge mit 18,6 
Prozent auf den Stand 
von 1985 gesunken sind 
und
dass dies alles passiert, 
obwohl die Zahl der Rent-
ner in den vergangenen 
25 Jahren um 40 Prozent 
gestiegen ist.
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Es wird
verschwiegen,

Allen unseren
LeserInnen

schöne Weihnachten,
ein gutes und friedliches 

Neues Jahr
wünschen Herausgeber 

und das Querköppe-
Redaktionsteam
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ver.di-Vorsitzender warnt

Scheitert die 
Grundrente?

Von 2,75 Millionen Berechtigten 
sollen nur 150 000 übrig bleiben.
Vor der Sitzung des Koalitionsaus-
schusses Mitte Oktober in Berlin 
hat der neue ver.di-Vorsitzende, 
Frank Werneke, vor einem Schei-
tern der Grundrente gewarnt. 
„Wenn CDU und CSU die von  Bun-
desarbeitsminister Hubertus Heil 
(SPD) vorgesehenen 2,75 Millionen 
Berechtigten für eine Grundrente 
auf 150 000 reduzieren wollen, wird  
von dem großen Vorhaben nur 
noch Makulatur übrig bleiben“, er-
klärte  Werneke. Nach den bekannt 
gewordenen Vorstellungen aus der 
Union würden nur ungefähr zehn 
Prozent der dann noch Berech-
tigten auf Ostdeutschland entfallen. 
 „Wer eine solche Lösung anstrebt, 
erkennt die Lebensleistung von 
Millionen Menschen nicht an. Das 
Ziel der Grundrente muss sein, 
insbesondere den Frauen, die oft 
jahrzehntelang mit niedrigem Ein-
kommen gearbeitet haben, einen 
Rentenanspruch zuzuerkennen, 
der oberhalb der Grundsicherung 
liegt“, so der ver.di-Vorsitzende. 
„Wenn das nicht gelingt, darf nie-
mand die Enttäuschung der Betrof-
fenen über das politische System 
bejammern“, so Werneke.

Da es bei der Rente um eine Ver-
sicherungsleistung gehe, sei eine 
Bedürftigkeitsprüfung nicht akzep-
tabel, „weil sie bei der normalen 
Altersrente natürlich auch nicht 
durchgeführt wird“. Werneke er-
innerte daran, dass es bereits der 
dritte Versuch einer 
Bundesregierung ist, die Grund-
rente durchzusetzen. „Es wäre be-
schämend, wenn es diesmal wie-
der keine überzeugende Lösung 
für die Betroffenen geben würde“, 
sagte Werneke.

© 
He

rb
er

t S
ch

ad
ew

al
d

„Steuern auf Renten“
Von Wolfhard Besser

Mit der Rentenerhöhung vom Juli 
2019 haben knapp weitere 50 000 
Rentnerinnen und Rentner den 
Steuerfreibetrag überschritten. 
Da dieser seit 2005 jährlich im-
mer mehr abgeschmolzen und 
die volle Summe der Rentenerhö-
hungen auf den steuerpflichtigen 
Teil aufgeschlagen wird, betrifft 

die Steuerpflicht zunehmend mehr 
Bestands- und Neurentner. Gegen-
wärtig liegt der Grundfreibetrag bei 
9168 Euro (für Paare bei 18 338 
Euro). Der steuerpflichtige Teil er-
gibt sich aus dem Rentenbeginn: 
2005 waren 50 Prozent der Rente 
steuerpflichtig – mit jedem späteren 
Renteneintritt erhöht sich dieser 
Betrag; 2019 sind es bereits 78 
Prozent – 2020 sogar 80 Prozent. 
Steuerpflicht heißt: Sich selbst um 
die Steuererklärung zu kümmern. 
Das zuständige Finanzamt fordert  
nach gewisser Zeit zur nachträg-
lichen Abgabe der Steuererklärung 
auf, aber in der Regel nicht sofort, 
sondern mehrere Jahre später und 
dann muss man nachzahlen. Und 
da könnte sich schon eine größe-
re Summe ergeben. Sollte eine 
Aufforderung zur Begleichung der 
Steuerschuld kommen, dann heißt 
es schnell handeln.
Damit eine solche Situation nicht 
eintritt, bietet ver.di Berlin-Bran-
denburg Hilfe an – eine Rentenbe-
ratung (siehe Anzeige Seite 12).
Die ver.di-Ortsseniorengruppe 
Treptow-Köpenick machte das 
Thema Rentenbesteuerung zum 
Inhalt einer Mitgliederversamm-
lung und lud einen ehrenamtlichen 
Rentenberater ein, der ausführlich 

erpflichtig. Allerdings beginnt der 
steuerpflichtige Anteil bei Allein-
stehenden erst bei 9168 Euro Brut-
torente pro Jahr; bei Verheirateten 
ist es die doppelte Summe. Steuer-
pflichtig sind nicht nur die gesetz-
liche Rente, sondern auch weitere 
Bezüge: Rente wegen verminderter 
Erwerbsfähigkeit, Hinterbliebenen-
renten, Waisenrente, Riester-Ren-
te und auch die Betriebsrente. Die 
jährlichen Rentenerhöhungen müs-
sen in voller Höhe dem zu versteu-
ernden Anteil zugerechnet werden, 
so dass sich der Steueranteil jähr-
lich erhöht, aber auch der jährlich 
ansteigende staatlich festgelegte 
Freibetrag.
Was kann nun von der
Bruttorente abgesetzt werden?
Zunächst kommt eine größere 
Summe in Betracht, die sich aus 
den Beiträgen zur Kranken- und 
Pflegeversicherung ergibt. Darüber 
hinaus die Mitgliedsbeiträge für ver.
di und Parteien sowie Spenden, die 
aber mit Quittung belegt sein müs-
sen. Auch die private Haftpflicht- 
(zum Beispiel Kfz-Haftpflicht) und 
Unfallversicherung kann in die 
Steuererklärung eingetragen wer-
den. Des Weiteren außergewöhn-
liche Belastungen: hohe persön-
liche Krankenkosten (Hörgeräte/

Das Jahr 2020 steht bevor und für viele Rentnerinnen und Rentner 
die Frage: Muss ich nun vielleicht zum ersten Mal eine Steuererklä-
rung beim Finanzamt einreichen? 

darüber Auskunft gab. Die wesent-
lichen Fakten sollen nachfolgend 
erläutert werden.
Um es vorweg zu sagen: Alle De-
tails zur Rentenbesteuerung kön-
nen hier nicht dargelegt werden 
– nur das Wichtigste: Wer dieses 
Jahr in Rente gegangen ist, des-
sen Rente ist zu 78 Prozent steu-

Hilfsmittel), Ausgaben für Pflege-
heime, haushaltsnahe Dienstlei-
stungen (mit Quittung/Rechnung), 
anteilige Handwerkerkosten in 
den jährlichen Betriebskostenab-
rechnungen der Vermieter. Letzte 
sollten immer in diesen Abrech-
nungen ausgewiesen sein! Oder 
auch Handwerkerkosten, die sich 
aus privat finanzierten Handwer-
kerarbeiten für die Wohnung erge-
ben. Alle diese Leistungen müssen 
mit einer Rechnung belegt sein. 
Hat man als Rentner noch zusätz-
liche Einnahmen aus Vermietungen 
oder/und durch Honorare oder 
Bezüge über eine 450-Euro-Be-
schäftigung hinaus, müssen diese 
Einkünfte ebenfalls in die Steuerer-
klärung eingetragen werden. Dann 
allerdings nicht in den Mantelbogen 
bzw. in die Anlage „R“ (Renten und 
andere Leistungen), sondern in 
die „Anlage KAP“ (Kapitalerträge) 
beziehungsweise „Anlage V“ (Ein-
künfte aus Vermietungen/Verpach-
tungen).
Schon diese wenigen Hinweise 
machen deutlich, dass das Ausfül-
len der Steuererklärung nicht so 
einfach ist. Wer sich nicht sicher 
fühlt, sollte seine Kinder bzw. En-
kelkinder zu Rate ziehen. Oder 
aber den für ver.di-Mitglieder ko-
stenlosen Service in Anspruch 
nehmen, der eingangs genannt ist. 
Allerdings empfiehlt es sich, bei der 
Terminabsprache  zu erfragen, wel-
che Unterlagen zur Beratung erfor-
derlich sind. In Berlin-Brandenburg 
sind etwa 60 ehrenamtliche Berater 
von ver.di tätig. 
Noch ein Nachtrag zum Thema: 
Dass Renten besteuert werden, ist 
nicht ganz neu. Bis 2004 unterla-
gen nur 27 Prozent der Bruttorente 
der Besteuerung. Als aber ein Be-
amter monierte, dass er seine Pen-
sion voll versteuern müsse, klagte 
der vor dem Bundesverfassungs-
gericht. Das entschied schließ-
lich, dass Pensionen und Renten 
gleichgestellt werden müssten. 
Somit war die Bundesregierung ge-
zwungen, die Renten von 2005 an 
zu besteuern. Der festgelegte Steu-
erfreibetrag von 50 Prozent aus 
dem Jahr 2005 wird seitdem bis 
2040 abgeschmolzen; dafür wurde 
der Steuersatz bei Arbeitnehmern 
gesenkt – was in der Konsequenz 
heißt: Minimal weniger Steuern im 
Berufsleben, aber als Rentner zur 
Kasse gebeten zu werden.                                                                        
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Schreckgespenst
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Zugegeben: Ich mag Verkehr – auf allen Ebenen und in allen Formen. 
Ausnahmslos. Und gerade Groß- und Hauptstädte bieten dafür zahlreiche 
Möglichkeiten. Als gebürtiger Berliner weiß ich, diese vielfältigen Ange-
bote in dieser Stadt sehr zu schätzen. Mir ist allerdings auch seit frühester 
Jugend klar, dass dieser Spaß – auch wenn es auf den ersten Blick oftmals 
so erscheint – nie wirklich kostenlos zu haben ist. Irgendwann muss ich 
dafür zahlen – vor- oder nachher. Und wenn es mich überzeugt, zahle ich 
es auch gerne.
Allerdings gibt es Situationen, von denen ich nicht so richtig überzeugt bin 
und trotzdem zahlen muss. Da ist zum Beispiel der sogenannte Öffentliche 
Personennahverkehr. (Viele machen mit, aber keiner traut sich – blöder 
Witz.) In mühevoller Kleinarbeit hat die grüne Verkehrssenatorin einen 
Maßnahmeplan für eine völlig veränderte Struktur des Hauptstadtverkehrs 
zusammengezimmert. Grundtendenz: Vorfahrt für Radler, Autonutzer sol-
len Bus und Bahn fahren. In der Tat, die Berliner Verkehrsbetriebe suchen 
händeringend Fahrpersonal für ihre Linien. Und ver.di ist es unlängst ge-
lungen, dessen Gehälter zu verbessern. Doch was ist die Quintessenz? 
Die Fahrpreise steigen – mit Zustimmung der Ökopolitikerin. Da mache 
ich es mir doch lieber weiterhin allein – im Auto bequem. Da ist dann auch 
wenigstens – wie auch auf dem Fahrrad – ein Sitzplatz garantiert.
Berlin ist ja für seine etwas besondere Art schon weit über die Stadtgrenze 
hinaus bekannt. Als Eingeborenen wundert einen schon lange nichts mehr. 
Eingewanderte durchleben da durchaus längere Anpassungsphasen. Vor 
allem der spontane Aktionismus ist für viele Neuhauptstädter doch eher 
gewöhnungsbedürftig. Ein Beispiel: Da gab es neulich wieder einmal ei-
nen sehr tragischen Verkehrsunfall. Aus gesundheitlichen Gründen ist ein 
Autofahrer bei Ampelrot weitergefahren und hat dabei vier Fußgänger ge-
tötet. Quintessenz? Jetzt wird diese ganze Straße mit 30-km/h-Schildern 
gesäumt und die bisherigen Parkflächen werden zu Radwegen.
Hallo? Geht’s noch? Was soll dieser Quatsch? Meint der verantwortliche 
Stadtbezirksbürgermeister wirklich, dass Leute, die Amok fahren oder aus 
gesundheitlichen Gründen – wie der diese Aktion auslösende Unfallfahrer 
– die Kontrolle über das Fahrzeug verlieren oder gar illegale Autorennfah-
rer, die ohnehin rote Ampel ignorieren, sich an die 30er Schilder halten? 
Eine effektivere Lösung, die auch nicht das Allheilmittel sein können, wä-
ren einfach mehr permanente Verkehrskontrollen. Denn was nutzen Tem-
poschilder, wenn sich eh kaum einer wirklich daran hält?
Keine Frage: Ich mag Verkehr – in all seinen Facetten. Doch mit Tempoli-
mits und teureren Verkehrsmitteln wird die politisch angedachte Verkehrs-
wende nicht gelingen. Dazu bedarf es anderer Aktivitäten – beispielswei-
se eine verlässliche ÖPNV-Infrastruktur mit kurzen Taktzeiten auch auf 
Stadtrandlinien und eher symbolischen Fahrpreisen. Gewiss, das kostet. 
Aber wer diese Wende (wirklich) will, muss eben auch mehr investieren als 
in Pläne und Schilder.

Sprachökonomie war eins der „Zauberwörter“ während meines Journa-
listikstudiums. Das war im vorigen Jahrhundert und die Leipziger Uni hieß 
noch Karl-Marx, faktisch ewig und 30 Jahre her. Sprachökonomie war 
vor dem digitalen Zeitalter in den Printmedien wichtig. Es durfte keinen 
Übersatz geben! Und uns wurde damals eingetrichtert, dass die Sprache 
„einfach, natürlich und flüssig“ sein sollte, um „die Rezeption“ zu fördern. 
Also: Gut lesbare, kurze Sätze mit viel Inhalt. Natürlich – selbst das haben 
wir damals gelernt – verändert sich die Sprache. Dies muss sich auch im 
Journalismus widerspiegeln. Doch die seit geraumer Zeit zunehmenden 
Sprachvergewaltigungen widersprechen meinen Empfindungen von kom-
munikativer Anpassungskultur. Klar, ich bin ein Mann und damit faktisch 
schon generell kein Frauenversteher. Daran ändert auch die Tatsache 
nichts, dass ich nach mehreren wechselvollen Versuchen nun inzwischen 
bereits mehrere Jahrzehnte mit der gleichen Frau verheiratet bin. „Männer 
und Frauen passen einfach nicht zusammen“, konstatierte schon Loriot. 
Recht hat er! Es dürfte die Ursache dafür sein, warum mir dieser Gender-
wahn so auf den Keks geht. 
Luise F. Pusch „ist eine deutsche feministische Linguistin“, wie die Tages-
zeitung „neues deutschland“ (24.10.2019) ihre Meinungsautorin vorstellt. 
132 Zeilen zum Thema „Gendern – gerne, aber wie?“. Sie führt zahlreiche 
Wortschöpfungsbeispiele an, die bisher praktiziert wurden – vom Gender-
sternchen * über den Unterstrich _, die Einklammerung () bis zum soge-
nannten Binnen-I.  Dann beklagt sie: „Männer bekommen den Wortstamm 
und somit den ersten Platz, Transgender-Personen bekommen den zwei-
ten Platz, Frauen wird mit der Wortendung der letzte Platz zugewiesen. 
Das ist für Frauen nicht akzeptabel.“ Einverstanden. Es ist ihre Sicht. Doch 
dann macht die feministische Linguistin Pusch einen Lösungsvorschlag, 
der nicht nur Computer- und Softwarehersteller herausfordert. Als lesen-
der Journalist bin ich verblüfft. Sie empfiehlt, das gendernde i mit diesem 
Gendersternchen * zu kombinieren. „Wichtig ist“, schreibt Pusch, „dass 
der feministische Gesamteindruck bleibt“. Dies gelinge nur, „wenn nichts 
zwischen den Stamm und die Endung gezwängt wird“. Was soll durch die-
se grafische Neuschöpfung anders sein? Damit bleibt doch die für Frauen 
angeblich nicht akzeptable Endung trotzdem erhalten.
Als Mann kann ich diesem weiblichen Gedankengang nicht folgen. Natür-
lich nicht. Aber in welcher Form auch immer, die (zwanghafte) Genderei 
hat mit vernünftiger Sprachentwicklung nichts zu tun. Sie ist vielmehr ein 
Hemmschuh für einen sprachökonomischen Schreib- und Sprechstil sowie 
auch für die Lesenden und Hörenden. Vor allem die überwiegende Lese-
gemeinschaft lehnt das ab, weil die krampfhaften Wortverballhornungen 
das inhaltliche Verstehen des Beitrages (stark) behindert. Solange keine 
vernünftigen Wortneuschöpfungen gefunden sind, um damit Frauen und 
Männern die sprachliche Gerechtigkeit widerfahren zu lassen, lehne ich 
diese Sprachvergewaltigungen in jeder Form ab.

Meinungen
Verkehrskommentar

Wendeprobleme
Von Willi Albert

Es kotzt mich sowas von an

Genderwahn
Von Otto Wald

Rentner als Doppelzahler
Mehr als zehn Millionen Menschen 
mit einer privaten oder betrieb-
lichen Altersvorsorge (bAV) zah-
len doppelt Krankenkassen- und 
Pflegeversicherungs-Beiträge we-
gen des Gesundheits-Modernisie-
rungs-Gesetzes (GMG). Das gilt  
insbesondere bei den Direktver-
sicherungen. Bis 2004 waren de-
ren Auszahlungen an die Rentner 
vollkommen Krankenkassen- und 
Pflegeversicherungs-Beitragsfrei. 
Die künftigen Rentner ahnen noch 

nichts von dieser rund 20prozen-
tigen Belastung ihrer Renten. Der 
Schreck wird sie treffen, wenn sie 
ihre ersten Rentenzahlungen erhal-
ten.
Mit dem GMG von 2004 wurde 
auch der § 229 SozialGesetz-
Buch V geändert. Seitdem gilt die-
se doppelte Krankenkassen- und 
Pflegeversicherungsbeitragspflicht. 
Dadurch werden der (frühere) Ar-
beitnehmeranteil für die Kranken- 
und Pflege-Versicherung fällig, und 

der (frühere) Arbeitgeberbeitrag. 
Diese Beiträge zahlen die betrof-
fenen Rentner seitdem zusätzlich. 
Dagegen wird bei der gesetzlichen 
Rente nur der Arbeitnehmeranteil 
für die Krankenkasse und die Pfle-
geversicherung abgezogen. Die 
andere Hälfte zum Krankenkassen-
beitrag übernimmt die Deutsche 
Rentenversicherung. 
Die bAV-Renten und bAV-Ka-
pitalzahlungen werden dadurch 
um fast 20 Prozent gekürzt. Und 
die Regelung gilt rückwirkend für 
viele Verträge, die vor 2004 abge-
schlossen wurden und in denen die 

bAV-DirektVersicherung komplett 
als abgabenfrei festgelegt waren. 
Der Gestzgeber änderte quasi mit-
ten im Spiel die Spielregeln ― weil 
angeblich die Kassen leer waren. 
Diesem Betrug gehört ein Riegel 
vorgeschoben. Eine Rückkehr zur 
Rechtslage von vor 2004 ist über-
fällig. Alle bisher mehr als doppelt 
gezahlten Kranken- und Pfle-
ge-Versicherungsbeiträge der be-
troffenen Rentner müssen erstattet 
werden. Auf der Plattform Campact 
wurde dazu eine Petition gestartet, 
inzwischen mit weit über 3000 Un-
terschriften.   ─as →Petition

https://weact.campact.de/petitions/un-recht-seit-2004-an-mehr-als-zehn-millionen-menschen-mit-bav-anspruchen-wieder-gut-machen-1
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Faschismus ist keine Meinung, 
sondern ein Verbrechen

Zum diesjährigen 81. Jahrestag der Reichsprogomnacht am 9. No-
vember 1938 marschierten nach Polizeiangaben 230 Neonazis mitten 
durch Bielefeld. Rund 14 000 Demonstranten stellten sich dem Nazi-
aufmarsch entgegen. Annelie Buntenbach, Mitglied des Geschäfts-
führenden Bundesvorstands des Deutschen Gewerkschaftsbundes, 
sprach auf der Gegenkundgebung. Wir dokumentieren, leicht ge-
kürzt, aus ihrer beeindruckenden Rede. Zwischenüberschriften von 
der Redaktion. ─as

Im Wortlaut

Annelie Buntenbach, hier bei einer 
Streikaktion des Klinikums Fried-
richshain, Berlin, im Juni 2015

Heute vor 81 Jahren haben in 
Deutschland die Synagogen ge-
brannt. Antisemitismus hat von An-
fang an Praxis und Programmatik 
der Nazis wie ein brauner Strick 
durchzogen. Diesen Antisemitis-
mus haben sie am 9. November 
1938 mit der Reichspogromnacht in 
einer Explosion von Gewalt gegen 
jüdisches Leben, die Menschen, 
die Kultur, die Religion öffentlich 
inszeniert, unter dem Beifall vieler, 
erschreckend vieler.
Unantastbare Menschenwürde
Deshalb ist es so wichtig, dass wir 
die Erinnerung an dieses unfass-
liche Ereignis wachhalten, ja mehr 
als das – uns mit dem alten und 
neuen Antisemitismus auseinan-
dersetzen, ihm in aller Klarheit ge-
meinsam entgegentreten, in jeder 
Veranstaltung, in jeder Diskussion 
im Bus und in der Kneipe, und heu-
te gemeinsam auf der Straße: Die 
Würde des Menschen ist unanta-
stbar, und zwar die Würde JEDES 
Menschen. Ich bin froh, dass heute 
so viele Veranstaltungen zum Ge-
denken an die Reichspogromnacht, 
an die Zerstörung jüdischen Le-
bens im Nationalsozialismus statt-
finden – hier in Bielefeld und in der 
ganzen Republik.
Wütend bin ich darüber, dass 
an einem solchen Tag, schon im 
zweiten Jahr in Folge, Nazis durch 
Bielefeld marschieren - und dass 
ein Gericht sich auf den Stand-
punkt stellt, deren Demo hätte 
nichts mit der Reichspogromnacht 
zu tun. Unfasslich!

Holocaustleugnerin
Diese Menschenverachter und 
Rassisten huldigen einer pene-
tranten und rechtskräftig verurteil-
ten Leugnerin des Holocausts, die 
viel zu lange auf freiem Fuß ihren 
antisemitischen Geschäften nach-
gehen konnte, lange in Vlotho im 
Collegium Humanum, gemeinsam 

gericht freigemacht, auf einer Rou-
te mitten durch die Innenstadt, von 
der die Nazis selbst im Netz sagen: 
ein attraktives Angebot. Dafür wird 
die Stadt geteilt, schon zum zweiten 
Mal. Das verkompliziert die Teilnah-
me an den Gegendemonstrationen, 
gleichzeitig werden damit viele nur 
erschwert oder mancher vielleicht 
gar nicht bis zu den Gedenkveran-
staltungen kommen können.

Vielleicht kann mir das einmal je-
mand erklären: Wie kann es wich-
tiger sein, Nazis freie Bahn zum 
Landgericht zu organisieren als 
Demokratinnen und Demokraten 
von überall aus der Stadt den unge-
hinderten Zugang zum Gedenken 
an die Reichspogromnacht, den 
Synagogenbrand, den Holocaust 
sicherzustellen und zu gewähr-
leisten, dass dieses Gedenken in 
Würde stattfinden kann? Ich finde, 
das ist eine fatale Verkehrung von 
demokratischen Grundwerten!

Schluß mit dem Wegschauen
Nach Halle, dem antisemitischen 
Terroranschlag und den Morden 
dort, dem Mord an Walter Lübcke, 
den Todeslisten und Leichensä-
cken der Nordkreuz-Preppers, den 
vielen Todesopfern durch rechtsex-
treme Gewalt, die wir in den letzten 
30 Jahren zu beklagen haben, bei 
der immer offeneren Inszenierung 
von aggressiver Menschenverach-
tung und Gewalt auf der Straße, 
aber auch bei Nazi-Konzerten, 
muss endlich Schluss sein mit dem 
Wegschauen! Das gilt für die Si-
cherheitsapparate, die immer noch 
viel zu oft den Feind in der falschen 
Richtung suchen, und das gilt für 
die Politik und natürlich auch für 
die Zivilgesellschaft - die das aber, 
wenn ich mich hier umschaue, 
schon am längsten realisiert hat.

Die Rolle der Nazis in der AfD
Angeheizt wird dieses Klima der 
Menschenverachtung durch die 
AfD, die dadurch nicht zuletzt Mit-
verantwortung an dem Nazi-An-
schlag in Halle trägt, die insgesamt 
die Gesellschaft spalten will. Sie 
macht in ihrem Rassismus und Na-
tionalismus Sündenböcke aus, die 
dem guten Deutschen die Butter 
vom Brot nehmen wollen.

mit ihrem Freund Horst Mahler 
und anderen tiefbraunen Gestal-
ten. Wie gut, dass es dem breiten 
Bündnis aus Vlotho und Ostwest-
falen gelungen ist, das Collegium 
Humanum zu schließen, ein großer 
Erfolg – der zeigt, wie wichtig es ist,
dranzubleiben und sich zusammen-
zuschließen. Davon brauchen wir 
mehr! Mit Ursula Haverbeck wollen 
die Nazis eine besonders verbohrte 
Leugnerin des Holocaust, ehren, 
deren Lebenswerk die Rehabili-
tierung des Nationalsozialismus 
ist. Holocaustleugnung auf einen 
Denkmalsockel zu stellen, das ist 
schon schlimm genug und man 
sollte denken, das wäre verboten. 
Aber das ist es gegen jeden gesun-
den Menschenverstand anschei-
nend nicht – stattdessen sollen wir 
diesen Nazis auch noch am 9. No-
vember die Stadt überlassen? Das 
kommt überhaupt nicht in Frage! 
Kein Fußbreit den Faschisten! 

Bielefelder Polizeitaktik
Umso unverständlicher finde ich 
die Taktik der Bielefelder Polizei: 
den Nazis wird der Weg zum Land-

Dass die AfD mit einem Faschisten 
wie Höcke an der Spitze in Thü-
ringen fast ein Viertel der Wähler-
stimmen geholt hat, kam zwar nicht 
überraschend, aber ich finde es 
zutiefst erschreckend. Dieser Füh-
rerdarsteller aus Thüringen lässt 
ja nun gar keinen Platz für Zweifel, 
was er mit Migranten veranstalten 
will – abschieben nämlich, auch 
die, die hier geboren sind, die  
2. und 3. Generation –, droht offen 
politischen Gegnern und kritischen 
Medien und kündigt gleich schon 
einmal in seinem Buch angeblich 
unvermeidliche „menschliche Här-
ten“ und „unschöne Szenen“ an.
Und dann erklärt noch der Bundes-
vorsitzende Gauland, dass Höcke 
in der AfD nicht etwa rechts außen 
steht, sondern in der Mitte. Das 
zeigt einmal mehr, dass nicht nur 
für Höcke, sondern für die ganze 
AfD die Würde des Menschen of-
fensichtlich nicht mehr ist als ein 
Vogelschiss auf der Hundekrawatte 
von Herrn Gauland.
Einer solchen Partei müssen wir 
mit allem Nachdruck entgegentre-
ten - die nächste Gelegenheit dafür 
gibt es am 30. November bei den 
Protesten gegen den Bundespar-
teitag der AfD in Braunschweig. Ich 
hoffe, ich sehe Euch da wieder und 
wir werden viele, bunt und laut!

Für die Menschenwürde
Aber erst einmal bin ich sehr froh, 
dass heute hier in Bielefeld so viele 
auf der Straße stehen. Setzen wir 
ein klares und unüberhörbares 
Zeichen gegen Antisemitismus, 
Rassismus und Geschichtsverges-
senheit. 
Gerade heute hier, aber auch in 
den nächsten Monaten und Jahren 
ist es unverzichtbar und wichtig, 
der extremen Rechten nicht den öf-
fentlichen Raum und die Köpfe zu 
überlassen. Dafür ist entscheidend, 
dass Demokratinnen und Demo-
kraten für ihre Grundwerte sichtbar 
eintreten und zusammenstehen.
Wir kämpfen für Respekt, für die 
Menschenwürde aller, gleich wo 
sie herkommen, welche Hautfarbe 
oder welchen Glauben sie haben, 
welches Geschlecht oder sexuelle 
Orientierung. Wir stehen dafür, al-
len Menschen zu ermöglichen, an 
dieser Gesellschaft auf Augenhöhe 
teilzuhaben. Wo viele engagierte 
Demokratinnen und Demokraten 
zusammenstehen, da ist kein Platz 
für Nazis!
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Ende März erschien im Berliner „manifest.-Verlag" das Taschenbuch 
von Claus Ludwig „Antisemitismus?! – Gegen antideutsche Mythen 
und die Umdeutung des Begriffes“ (Wir berichteten in der vorigen 
Ausgabe). Der Herausgeber dieser Zeitung lud den Autor zu einem 
Vortrag mit Diskussion über Antisemitismus am 25. November ab 
11 Uhr in die Räume des ver.di-Landesbezirks Berlin-Brandenburg 
ein. Im Vorfeld dieser Veranstaltung sprach Herbert Schadewald mit 
Claus Ludwig.

Heikles Thema

Was ist Antisemitismus?

Interview
nur sozial unterdrückt, sondern 
auch national. Sie werden schika-
niert, enteignet, ihnen werden de-
mokratische Rechte vorenthalten. 
Die Forderungen nach einem Ende 
der Besatzung und einem freien 
Palästina haben nicht das Gering-
ste mit Antisemitismus zu tun. Im 
deutschen Diskurs gibt es Linke 
oder „Linke“, die mit Vehemenz für 
die nationale Selbstbestimmung 
der KurdInnen eintreten - völlig zu 
Recht - aber den Palästinense-
rInnen dieses Recht verweigern. In 
beiden Fällen gilt jedoch: Auch die 
unterdrückende Nation - TürkInnen 
und jüdische Israeli - werden erst 
frei sein können, wenn die natio-
nale Unterdrückung der anderen 
Nation überwunden wird. 
Hat sich der Antisemitismus in 
den letzten Jahrzehnten verän-
dert?
Ja. Er ist wieder gefährlicher ge-
worden. Die Rechtspopulisten ha-
ben sich lange „israel-freundlich“ 
gebärdet und sich auf die Hetze 
gegen Menschen aus mehrheitlich 
muslimischen Ländern konzen-
triert. Doch der Judenhass war 
nie verschwunden. Der scheinbare 
rechte „Philosemitismus“ und der 
Willen zur Vernichtung haben im-
mer miteinander koexistiert. Der all-
gemeine Aufschwung der Rechten 
in Europa führt dazu, dass auch der 
Antisemitismus wieder sein Haupt 
erhebt. Die Morde von Halle am 9. 
Oktober sind ein Hinweis darauf, 
wie lebendig der Antisemitismus 
der Rechten ist.
Dazu kommt, dass sich aus den 
Krisenprozessen im Mittleren Os-
ten extrem reaktionäre Strömungen 
wie der sogenannte „Islamische 
Staat“ entwickelt haben, die in The-
orie und Praxis völkermörderische 
Tendenzen entwickeln können, 
wie ihr Vorgehen gegen die Jesi-
den zeigt. Wenn die Linke und die 
Arbeiterbewegung keine Antwort 
auf den Zerfall im Mittleren Osten 
finden, ist es nicht ausgeschlos-
sen, dass in der deklassierten ara-
bischen Bevölkerung Bewegungen 
entstehen, die einen Antisemitis-
mus entwickeln, welcher der Vari-
ante der europäischen Faschisten 
ähnelt.
Wird der Begriff Antisemitismus 
heute inflationär gebraucht?
Ja. Der Begriff ist von interessierter 
Seite – unter anderen den bürger-
lichen Parteien in Deutschland und 
der israelischen Rechten – gezielt 

korrupten und pro-kapitalistischen 
Regierung zu verzichten, weil 
diese eine Nation repräsentiert, 
deren Angehörige vor 80 Jahren 
Opfer eines Völkermordes gewor-
den sind. Auschwitz markiert ohne 
Zweifel das größte Verbrechen der 
menschlichen Geschichte. Das än-
dert nichts am Klassencharakter 
der Regierung Netanyahu. Dies 
zu verknüpfen, hat nichts mit Ge-
schichtsbewusstsein zu tun, son-
dern basiert auf dem Interesse, 
Kritik zu isolieren und unwirksam 
zu machen. 
Bin ich Antisemit, wenn ich mich 
als Palästinenser-Versteher 
oute?
Auch das nicht. Wobei mir der Be-
griff „Palästinenser-Versteher“ zu 
flapsig ist. Ich bin kein „Fan“ einer 
spezifischen ethnischen Gruppe, 
auch wenn diese besonders un-
ter Druck ist oder leidet. Ich setze 
mich für die grundlegenden demo-
kratischen Rechte aller Völker ein, 
dazu gehört auch das Recht auf 
Selbstbestimmung frei von jeder 
nationalen oder religiösen Unter-
drückung. „Die Palästinenser“ sind 
genauso wie jedes andere Volk in 
Klassen gespalten. Meine Solida-
rität gehört den Lohnabhängigen, 
der Arbeiterklasse, wenn man es so 
formulieren will - in jedem Land. Die 
PalästinenserInnen sind aber nicht 

Wie definierst du Antisemitis-
mus?
Eigentlich ist die Definition nicht so 
schwer. Es ist der Hass auf jüdische 
Menschen, es ist die ideologische 
Konstruktion einer „Gegenras-
se“ zur angeblichen überlegenen 
(arischen, germanischen, europä-
ischen) „Rasse“. Antisemitismus, 
das gehört heute zur Definition 
aufgrund historischer Erfahrung, 
beinhaltet den Willen zur Vernich-
tung der jüdischen Menschen, die 
Bereitschaft zum Völkermord. An-
tisemitismus ist eine spezifische 
Form von Rassismus, die nicht 
immer im Vordergrund steht, aber 
für viele Rassisten den Kitt bildet, 
die „Mutter“ aller Rassismen. Heu-
te muss man allerdings auch da-
rauf eingehen, was Antisemitismus 
NICHT ist, weil gerade die offizielle 
Definition durch die „International 
Holocaust Remembrance Allian-
ce“, ein Zusammenschluss von 
32 Staaten, den Begriff nicht klar 
greift, sondern dafür gedacht ist, 
diesen auszuweiten und in Zusam-
menhang mit dem Staat Israel und 
der Kritik an diesem Staat zu brin-
gen. Dadurch wird der reale rech-
te Antisemitismus verunklart und 
verharmlost. Antisemiten brauchen 
für ihren Hass weder konkrete „Ta-
ten“ von JüdInnen noch brauchen 
sie den Staat Israel. Sie brauchen 
noch nicht einmal Kenntnis von 
dessen Existenz. Für ihre Ideologie 
reicht die wahnhafte Konstruktion 
von „den Juden“ als Antagonist der 
„Herrenrasse“.
Bin ich Antisemit, weil ich die 
Politik der israelischen Regie-
rung kritisiere?
Nein, natürlich nicht. Antisemitis-
mus als eine spezielle Form von 
Rassismus richtet sich gegen eine 
ethnisch-religiöse Gruppe von 
Menschen. Kritik an der Regierung 
ist legitim, ebenso am Staat Israel 
und an dessen Repressionsor-
ganen. Es wäre absurd, auf die 
Kritik an einen rechten, unsozialen, 

ausgeweitet worden, um linke 
Ideen und die Unterstützung des 
palästinensischen Widerstandes 
gegen die Besatzung in Miss-
kredit zu bringen. Das krasseste 
Beispiel ist die Diffamierung der 
BDS-Bewegung. Die Forderung 
nach einem Boykott israelischer 
Produkte und Dienstleistungen ist 
durch beständige Propaganda als 
„antisemitisch“ gebrandet worden, 
obwohl sich die Boykott-Forderung 
klar und offen gegen einen Staat 
und dessen staatliches Handeln 
und nicht gegen jüdische Men-
schen richtet. Ich selbst bin kein 
Anhänger der BDS-Kampagne und 
sehe deren Forderungen durchaus 
kritisch. Aber ich bin entsetzt über 
das Ausmaß der Hetze, welche ge-
gen diese Bewegung gerichtet wird 
und verteidige das Recht, diese 
Forderungen aufzustellen.

ver.di zum Syrien-Konflikt:

Auf Gewalt
verzichten

Im Zusammenhang mit dem 
Konflikt im türkisch-syrischen 
Grenzgebiet setzt sich der 
Bundesmigrationsausschuss 
der Vereinten Dienstlei-
stungsgewerkschaft (ver.di) 
mit Nachdruck für eine Ver-
handlungslösung ein. „Wir 
verurteilen grundsätzlich den 
Versuch, politische Konflikte 
durch kriegerische Auseinan-
dersetzungen zu lösen, und 
fordern alle Konfliktparteien 
zu Verhandlungen auf“, heißt 
es in einem entsprechenden 
Beschluss des ver.di-Bun-
desmigrationsausschusses. 
Man erwarte von Bundesre-
gierung und EU, alles in ihrer 
Macht Stehende zu tun, um 
eine friedliche Lösung voran-
zutreiben.

Als vielfältige Organisation 
und Einheitsgewerkschaft, in 
der alle Beschäftigten unge-
achtet ihrer Weltanschauung, 
Religion und Herkunft will-
kommen sind, setzt sich ver.di 
für ein friedliches Miteinander 
aller Menschen ein. Krieg und 
Gewalt als Mittel zur Kon-
fliktlösung lehnt die Gewerk-
schaft grundsätzlich ab. 		
	                        (ver.di)

Claus Ludwig, ver.di-Mitglied, frei-
gestellter Betriebsrat, Schriftsetzer, 
Multimedia-Informatiker, und Buch-
autor
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Vor 30 Jahren herrschte Auf-
bruch-stimmung in der DDR. Nach 
den Grenzöffnungen in der Nacht 
zum 10. November 1989 ergaben 
sich nahezu ungeahnte Möglich-
keiten – auch für die Journalisten 
beim Fernsehen, im Radio und in 
den Zeitungsredaktionen. Ein fri-
scher Wind wehte durch alle Re-
daktionsstuben. Eine neue kreative 
Phase war angebrochen. Es war 
jene Zeit, als die Staatlichen Komi-
tees für Fernsehen und Rundfunk 
vom DDR-Ministerrat aufgelöst und 
deren Mitarbeiter entlassen wur-
den.
„Auf der Westseite beobachtete 
man diese Entwicklung mit Zu-
rückhaltung“, schreibt Wolfgang 
Bauernfeind in seinem Buch 
„Tonspuren – Das Haus des Rund-
funks in Berlin“ (Christoph Links 
Verlag). Denn nun standen sich 
„der zentralistisch ausgerichtete 
DDR-Rundfunk und die einzelnen 
Landesrundfunkanstalten in der 
Bundesrepublik“ gegenüber, schil-
dert er.
Die beiden CDU-Politiker Gün-
ther Krause (DDR) und Wolfgang 
Schäuble (BRD) verhandelten über 
einen Einigungsvertrag. In des-
sen Kapitel VIII (Kultur, Bildung, 
Wissenschaft und Sport) wurde 
im Artikel 35 festgelegt, dass die 
kulturelle Substanz in den ostdeut-
schen Ländern keinen Schaden 
nehmen dürfe. „Bliebe es dabei, so 
mutmaßte der Intendant des SFB, 
müssten die ostdeutschen Rund-
funkanstalten 14 000 Mitarbeiter 
des DDR-Rundfunks übernehmen. 
Da sei der SFB, nun zuständig auch 
für Ost-Berlin, schlichtweg überfor-
dert“, formuliert Bauernfeind.
Seit 18. April 1989 war Günther von 
Lojewski Intendant des Senders 
Freies Berlin (SFB). Der sprang im 
Dreieck, als er von dem Artikel 35 

Wind bekam. Sofort griff er zum 
Telefon und wollte deshalb mit dem 
Bonner Verhandlungsführer Schäu-
ble einen Termin vereinbaren. Der 
war gerade auf Wahlkampftour. So 
kam es zu einem nächtlichen Tref-
fen auf einem Feld bei Helmstedt, 
wo von Lojewski zu Schäuble in 
dessen Hubschrauber stieg. Wäh-
rend der Helikopter anschließend 
seinen Flug in Richtung Bonn fort-
setzte, trug der SFB-Intendant dem 
mehrfach dabei einnickenden In-
nenminister seine Sorge vor.
„Die Sorge war einerseits“, so von 
Lojewski, „dass DDR-Hörfunk und 
-Fernsehen fortleben könnten – mit 
den Konsequenzen, wie wir das da-
mals nach 1945 mit dem Reichspro-
pagandaministerium erlebt haben. 
Und ich habe Wolfgang Schäuble 

Das Ende des DDR-Rundfunks

zum zweiten gesagt, dass das nicht 
zu verkraften sei“. Außerdem seien 
das alles Leute die „ihr Geschäft 
gelernt haben (…) und von denen 
man nicht sicher sein konnte, dass 
sie alle über Nacht sozusagen zu 
Demokraten werden“, argumen-
tierte der SFB-Chef.
Das leuchtete Schäuble ein, der 
dann umgehend den zuständigen 
Ministerialdirektor aufforderte, et-
was am Artikel 35 zu verändern. 
„So ist dann der Artikel 36 in den 
Grundlagenvertrag (Einigungsver-
trag – HS) gekommen, der dann 
eben die Zukunft (…) des Rund-
funks der DDR anders bestimmt 
hat, als das manche Leute geplant 
hatten“, konstatierte von Lojewski 
abschließend. Damit hatte er für 
die dann durch den Rundfunkbe-

auftragten Rudolf Mühlfenzl (CSU) 
vollzogene Abwicklung und Ab-
schaltung zum 31. Dezember 1991 
des DDR-Fernsehens und -Rund-
funks gesorgt und gleichzeitig den 
SFB gerettet.
Zweifellos war Günther von Lojew-
ski, der seit 1997 Honorarprofessor 
an der Freien Universität Berlin 
ist, der entscheidende Impulsge-
ber und damit auch letztendlich 
verantwortlich für das jähe Ende 
oder einen gravierenden Bruch 
von Berufsbiografien zahlreicher 
Mitarbeiter in den elektronischen 
DDR-Medien.
Am 20. September 1990 billigten 
sowohl der Bundestag als auch die 
Volkskammer mit überwiegender 
Mehrheit den Einigungsvertrag mit 
diesem bewussten Artikel 36.

Auf dem DDR-Rundfunkgelände waren bis zum 31. Dezember 1991 sechs Sender beheimatet. Eines der ehemaligen 
Redaktionsgebäude des DDR-Rundfunks mit dem einstigen Sendestudiokomplex im Vordergrund.
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Sendeschluss
Von Herbert Schadewald

ver.di Bezirk Berlin:
Wir sind für Dich da !
Vorsorgelösungen
mit Altersvorsorge; Dienst- und Be-
rufsunfähigkeit, Krankheit, Hausrat, 
Haftpflicht, Kfz; Versicherungs- und 
Vorsorge-Check
Risikoabsicherungen 
und Angebote für Berufs- 
und Beschäftigungsgruppen
Beamte/-innen, Feuerwehrleute, 
Journalisten/-innen, Richter/-innen 
und Staatsanwälte/-innen 

Konflikt- und Mobbingberatung
jeden 3. Dienstag im Monat, 
17:00 bis 19:00 Uhr 
im Raum E 5, ver.di-Haus,
Köpenicker Straße 30, 10179 Berlin 
ohne Terminvereinbarung oder 
Terminvereinbarungen zu einem 
Beratungsgespräch: 
konfliktberatung.berlin@verdi.org
Weitere Informationen zum
Mitgliederservice 
gibt es bei der kostenlosen Hotline 
0800-83 73 420 
oder über das Internet unter: 
www.verdi-mitgliederservice.de

zum ver.di-Tarif, Internationaler 
Studentenausweis, Ausbildungs- 
und Stellenangebote im
Öffentlichen Dienst

Telefonische
Mietrechtsberatung 
Hotline des Deutschen
Mieterbunds: (030) 223 23 73 
Montag und Dienstag: 
12:00 bis 14:00 Uhr 
Donnerstag:
18:00 bis 20:00 Uhr
Bitte die ver.di-Mitgliedsnummer 
bereithalten!

Wohnsparen, Jugendbausparen, 
Wohndarlehen
ver.di-Rabatt, Tankgutscheine, 200 
Euro Jugendbonus 
Exklusive Angebote
Mitglieder- und Individualreisen 
Autos zum ver.di-Tarif mieten, 
Reisekrankenversicherung
Bis zu 50 Prozent Preisvorteil
für Konzerte, Musicals, Shows und 
Freizeitparks
Service
Günstige ACE- und GUV-Fakuta-
Mitgliedschaft, Lohnsteuersoftware 
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Buchrezension

Über gigantische Strukturwandel

Wie können wir eine ökologische 
Transformation gestalten, die  das 
Soziale im Auge behält? Diese 
Frage, die der deutlich werdende 
Klimawandel und die bevorstehen-
den  Änderungen in der Arbeits-
welt gleichermaßen aufwerfen, hat  
auch eine historische Dimension.  
Die Generationen der Jahrgänge 
1960 und älter haben oft politisch 
bewusst erlebt, wie in drei Jahr-
zehnten zwischen 1970 und 2000 
die Staaten Westeuropas von 
einem gigantischen Strukturwan-
del erfasst wurden: Die Fabriken 
der alten Industrien verschwanden, 
Millionen von Arbeitsplätzen gin-
gen verloren, vormals boomende 
Städte gerieten in die Krise und 
in den einst klassischen Arbeiter-
quartieren drängten plötzlich Akti-
visten gegen Kahlschlagsanierung 
und Umweltverschmutzung, Frau-
enrechtlerinnen, Migranten und  
Marginalisierte in die politische 
Arena. 
Der Autor Lutz Raphael ist Profes-
sor für Neuere und Neueste Ge-
schichte an der Universität Trier. 
In seinem 525-seitigen Buch „Jen-
seits von Kohle und Stahl “ hat er 
am Beispiel der Industriearbeit in 
Großbritannien, Frankreich und der 
Bundesrepublik Deutschland die 
vielschichtige Geschichte dieser  
Deindustrialisierrung für die drei 
größten Volkswirtschaften Westeu-
ropas nachgezeichnet. Besonders 
bemerkenswert ist, dass Raphael 
seine voluminöse Untersuchung 
als Geschichte „von unten“ und 
„von gestern aus“ geschrieben 
hat.  „Die Protagonisten meiner 
Gesellschaftsgeschichte indus-
trieller Arbeit sind Arbeiterinnen 
und Arbeiter, die Meister und die 
Vorarbeiter, die sich in der öffent-
lichen Wahrnehmung immer mehr 
an den Rand gedrängt sahen und 
gewissermaßen aus dem Blickfeld 
gerieten, wenn über Zukunftschan-
cen und Zukunftsrisiken diskutiert 
wurde“, schreibt Raphael auf den 
ersten Seiten. „Nur selten nehmen 
wir Historiker die Sichtweise sol-
cher Akteure, die gewissermaßen 
von den Ereignissen überroltt wur-
den, ernst, wenn wir strukturelle 
Veränderungsprozesse verstehen 
wollen“, kritisiert er wenig später. 
Das wissenschaftliche Instrumen-
tarium seiner vergleichenden Un-
tersuchung sind fünf sogenannte 

Lutz Raphael
Jernseits von Kohle und Stahl ─
Eine Gesellschaftsgeschichte
Westeuropas nach dem Boom
Suhrkamp, Gebunden, 525 Seiten
ISBN: 978-3-518-58735-5,  32,00 Euro

Von Christian Kölling
Beobachtungsformate.  Raphael 
zählt hierzu die politische Ökono-
mie, Regulierungen im Arbeits-, 
Sozial- und Tarifrecht, Wissensge-
schichte, Ereignisse, zu denen er 
Arbeitskämpfe und Sozialproteste 
ebenso wie Arbeitsbiografien und 
Lebensläufe zählt  sowie fünftens 
die  sozialräumliche Dimension, 
die sowohl die Sozialgefüge in den 
Betrieben als auch in den Problem-
vierteln und Eigenheimquartieren 
der drei untersuchten Länder er-
fasst.
Was ist aus den Arbeitsplätzen, 
Karrierewegen und Wohnquar-
tieren der einst  stolzen Industrie-
bürger der 1970er Jahre bis zur 
Jahrhundertwende geworden? Wie 
haben sich soziale Rechte und po-
litische Teilhabe  verändert, als der 
Wettbewerb global, das Manage-
ment schlank und der Finanzkapi-
talismus dominant wurde? Welche 
Ideen und Ideologien begleiteten 
den Wandel?
Für den geduldigen und fachkun-
digen Leser gibt Lutz Raphael  fein 
differenzierte Antworten auf diese 
und viele andere Fragen. Jüngere  
mögen aus seiner Arbeit lernen,  
warum die Entwicklungen nach 
dem „Ende des Zeitalters der Malo-
cher“ in den fünf aufgeführten Un-
tersuchungsbereichen so und nicht 
anders weitergingen. Ältere kön-
nen  ihre Erinnerungen an Krisen, 
Konflikte  und politische Kämpfe 
– zum Beispiel an die Besetzung 
der Rheinbrücke in Rheinhausen 
1987, oder an den Bergarbeiter-
streik 1984 in Großbritannien – 
auffrischen. Eine leichtverdauliche 
Prosalektüre ist das „von unten und 
gestern aus“ geschriebene Buch 
trotz allem allerdings nicht.

besagt, dass die Debatte in ver.
di über die Forderung nach der 
30-Stunden-Woche bei vollem 
Lohn- und Personalausgleich ge-
führt werden muss. 
An diesem innergewerkschaft-
lichen Erfolg gilt es anzuknüpfen. 
Denn für viele Beschäftigte ist 
dies aufgrund der gestiegenen 
Arbeitsbelastung eines der wich-
tigsten Themen. Gleichzeitig 
muss verhindert werden, dass 
von der ver.di-Führung aus eine 
falsche Ausrichtung durchge-
setzt wird, die bedeutet, dass es 
letztlich eine Arbeitszeitverkür-
zung mit Lohnverzicht gibt und 
zusätzlich noch die gleiche Arbeit 
in kürzerer Zeit gemacht werden 
soll, weil keine neuen Stellen ge-
schaffen werden. 
Das „Netzwerk für eine kämp-
ferische und demokratische ver.
di" wird gemeinsam mit anderen 
kämpferischen KollegInnen und 
Vernetzungen wie der ver.di Lin-
ken NRW oder dem Hamburger 
Arbeitskreis für Arbeitszeitver-
kürzung einen Beitrag leisten, um 
dieser Forderung Gehör zu verlei-
hen. Notwendig ist hierfür, dass 
sich KollegInnen an der Basis 
vernetzen und koordinieren, um 
maximalen Druck aufzubauen. 

Die Stimmung auf dem Kongress 
spiegelte wider, dass an den Fra-
gen von Klimaschutz und Rechts-
populismus eine Politisierung 
stattgefunden hat. Gerade auch 
die ver.di Jugend setzte mit Ak-
tionen während des Kongresses 
wichtige Signale. So erklomm sie 
mehrmals die Bühne mit Trans-
parenten zur Seenotrettung, 
zum politischen Streik, sowie zur 
30-Stunden-Woche bei vollem 
Lohn- und Personalausgleich. 
Sozialpartnerschaft 
Frank Werneke, der seit 2002 
stellvertretender Vorsitzender 
war, wurde ohne Gegenkandida-
tur und mit großer Unterstützung  
gewählt. In seiner Antrittsrede 
griff er die kämpferische Stim-
mung auf und nahm positiv auf 
radikale Forderungen, wie die 
nach Enteignung der Immobilien-
konzerne, Bezug. Es ist wichtig, 
ihn beim Wort zu  nehmen.
Tarifrunden 2020 
2020 stehen eine Reihe von Tarif-
runden an, so für Bund und Kom-
munen, für Nahverkehrsbetriebe, 
bei der Post und der Telekom 
und viele andere. Einem Antrag 
aus dem größten Landesverband 
NRW wurde zugestimmt. Dieser 

ver.di nach dem Bundeskongress
Auf dem Bundeskongress von ver.di gab es viele intensive Debat-
ten und weitgehende Beschlussfassungen. Entscheidend ist die 
Frage der Umsetzung. Es wurden viele Meinungen und Stellung-
nahmen in der Gewerkschaftspresse veröffentlicht. „Die Quer-
köppe" zitieren aus einer Stellungnahme vom „Netzwerk für eine 
kämpferische und demokratische ver.di".

25./26. Januar 2020 in Frankfurt/Main

Der Bedarf nach ernsthaften Diskussionen über die Strategie der 
Gewerkschaften und zur tatsächlichen praktischen Zusammenar-
beit ist groß. VertreterInnen verschiedener Vernetzungsinitiativen 
in den Gewerkschaften laden deshalb zu dieser Konferenz ein. 
Themen sind:

─ Arbeitszeitverkürzung bei vollem Lohn- u. Personalausgleich! 
─ Mehr Demokratie in den Gewerkschaften wagen! 
─ Tarifkämpfe politisch führen! 
─ Betriebliche gesellschaftliche Spaltungspolitik  bekämpfen! 
─ Internationale Solidarität statt internationale Konkurrenz! 

Konferenz zur Vernetzung
kämpferischer Gewerkschaften

→Infos und Anmeldung

Im Wortlaut

→vollständige Stellungnahme

https://www.vernetzung.org/event/strategiekonferenz-fuer-kaempferische-gewerkschaften/
http://www.netzwerk-verdi.de/fileadmin/Material/ver.di_kongress_2019.pdf
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Abmahnwelle gegen Links-Verlag Internationale Preisverleihung

Der „Faschist Höcke“

In den letzten Wochen erlebten wir 
etwas, das an Vorgänge vor gut 25 
Jahren erinnert. Nachdem im Früh-
jahr 1993 unser kritischer Report 
„Der Sekten-Konzern. Scientology 
auf dem Vormarsch“, erreichten 
uns binnen kurzer Zeit fünf Klagen. 
Angehörige aus dem Scientolo-
gy-Umfeld versuchten dabei, ein-
zelne Darstellungen bzw. die Nen-
nung ihrer Namen zu verhindern.
Ähnliches ereignet sich gerade bei 
unserem aktuellen Buch „Völkische 
Landnahme. Alte Sippen, junge 
Siedler, rechte Ökos“ von Andrea 
Röpke und Andreas Speit. Sie 
schildern wie im ländlichen Raum 
eine stille Unterwanderung stattfin-
det. Die Aussteiger von rechts, die 
unauffällig national dominierte Zo-
nen schaffen wollen, bringen sich 
in örtlichen Vereinen ein und gehen 
in die lokale Politik, wobei es ihnen 
um die Verbreitung einer demokra-
tiefeindlichen Ideologie in weiten 
Teilen der Gesellschaft geht. Die 
beiden ausgewiesenen Rechtsex-
tremismus-Experten Röpke und 
Speit verfolgen schon seit Jahren 
diese kaum beachtete Entwicklung 
und legen nun ihre umfassenden 

Rechercheergebnisse vor. Das ge-
fällt vielen Akteuren aus der Szene 
offenbar nicht, die lieber weiter im 
Verdeckten arbeiten möchten, teil-
weise sogar Pseudonyme benut-
zen.
In der Zeit vom 30. August bis 
zum 16. September haben uns 
mit kurzem Abstand fünf Abmah-

Von Christoph Links Von Peter Asmussen

Im Eilverfahren hat das Verwal-
tungsgericht im thüringischen-
Meiningen Ende September einer 
Demonstration unter dem Motto 
„Protest gegen die rassistische 
AfD, insbesondere gegen den Fa-
schisten Höcke“ seinen juristischen 
Segen erteilt. Wie die „Legal Tri-
bune online“ (lto.de) berichtet, hat-
te die Stadt Eisenach den Veran-
stalter*innen, die damit gegen ein 
„Familienfest“ der AfD protestieren 
wollten, die Auflage erteilt, die Be-

zeichnung „Faschist“ während ihrer 
Versammlung zu unterlassen. Be-
gründung: Diese Charakterisierung 
des AfD-Spitzenkandidaten bei der 
bevorstehenden Landtagswahl in 
Thüringen könne als Beleidigung 
im Sinne des Paragrafen 185 des 
Strafgesetzbuches gewertet wer-
den.
Die Gegendemonstranten beriefen 
sich auf ihr Grundrecht auf Mei-
nungsfreiheit nach Artikel 5 des 
Grundgesetzes, und das zustän-
dige Verwaltungsgericht folgte ih-
nen: Sie hätten ausreichend glaub-
haft gemacht, dass „ihr Werturteil 
nicht aus der Luft gegriffen ist, son-
dern auf einer überprüfbaren Tat-
sachengrundlage beruht“. Damit 
stehe die „Auseinandersetzung in 
der Sache“ und nicht die „Diffamie-
rung der Person im Vordergrund“.
In der Folge klagte ausgerechnet 
Höckes Thüringer AfD über eine 
richterliche Geringschätzung des 
Persönlichkeitsschutzes von Po-
litikern „selbst bei schwer ehrab-
schneidenden Anfeindungen“.
Aktenzeichen: 2 E JJ94/19 Me
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Andrea Röpke/Andreas Speit
Völkische Landnahme - Alte Sippen, 
junge Siedler, rechte Ökos
Links Verlag 2019, 208 Seiten
ISBN: 978-3-86153-986-5

Kritische Journalisten unter Druck ethecon-Awards 2019

Gerichtsurteil zur angeblichen Beleidigung

Rachna Dhingra, die indische Men-
schenrechts- und Umweltaktivistin, 
bekommt den internationalen ethe-
con „Blue Planet Award 2019“. Die 
selbstverwaltete „Sambhavna Trust 
Klinik in Bhopal“ wird ebenfalls mit 
dem Preis bedacht.
Rachna Dhingra arbeitet in vielen 
Organisationen mit, unter ande-
rem bei „Bhopal Medical Appeal“ 
und „International Campagne for 
justice“ in Bhopal. In ihrem Kampf 
um Gerechtigkeit hat sie immense 
Tapferkeit und Entschlossenheit 
gezeigt. So setzt sie sich kontinu-
ierlich für eine angemessene Ent-
schädigung der Opfer ein. Beson-
ders wenn es um die Beendigung 
der Unmenschlichkeit gegen Bho-
palis geht, unterstützt sie andere 
AktivistInnen.
Den Negativpreis erhalten die 
Großaktionäre Wesley und Joesley 
Mendonça Batista sowie der CEO 
und Vize-Präsident José Batista 
Sobrinho. Laut ethecon sind sie 
verantwortlich für unvorstellbare 
Schädigungen menschlicher Ge-
sundheit bis hin zum Tod, für den 

Ruin der Ökologie und des Klimas. 
Für diese Verbrechen stellt ethecon 
die beiden Großaktionären Wesley 
und  Mendonça Batista und denFir-
mengründer José Batista Sobrinho 
mit dem „Dead Planet Award 2019“ 
an den Pranger der Öffentlichkeit.
Die ethecon Positiv- und Nega-
tiv-Preise werden seit 2006 jährlich 
vergeben. Die Verleihung erfolgt in 
einem öffentlichen Festakt am 23. 
November 2019 in der Berliner Kul-
turbrauerei (siehe Seite 9).

Rachna Dhingra

→ethecon

nungen zu dem Titel erreicht, vier 
davon aus der Kölner Kanzlei 
Höcker. Hier ist gerade der ehe-
malige Verfassungsschutzprä-
sident Hans-Georg Maaßen als 
»projektbezogener Mitarbeiter« 
eingetreten. Anwalt Ralf Höcker, 
der zugleich Pressesprecher der 
rechtskonservativen Werteunion 
von CDU- und CSU-Mitgliedern ist 
und auch die AfD vertritt, erklärte 
kürzlich in einem Interview mit der 
„Neuen Zürcher Zeitung“, dass er 
es als seine Aufgabe ansehe, Jour-
nalisten zu bedrohen: „Ich zeige 
Journalisten die Grenzen auf … 
Ich drohe mit Einstweiligen Ver-
fügungen, Gegendarstellungen, 
Schmerzensgeld, Schadenersatz, 
was auch immer.“

Genau dies tut er jetzt gegenüber 
unseren beiden Autoren und ge-
genüber dem Verlag. Zusammen 
haben wir zwölf Abmahnungen 
von ihm zu unserem Buch erhal-
ten. Darüber hinaus wurde Andrea 
Röpke für Äußerungen bei öffent-
lichen Präsentationen des Werkes 
dreimal abgemahnt. Wertende 
kritische Einordnungen von Per-
sonen, die eigentlich durch die 
Meinungsfreiheit gedeckt sind, sol-
len auf diese Weise unterbunden 
werden. Wir haben die geforderten 
Unterlassungserklärungen nicht 
abgegeben, sondern stattdessen 
mit unseren Anwälten Schutzschrif-
ten erarbeitet und bei Gericht hin-
terlegt, in denen wir unsere Positi-
onen begründen und belegen. Nun 
muss sich zeigen, ob es vor Gericht 
zu mündlichen Verhandlungen über 
die angedrohten Einstweiligen Ver-
fügungen kommt und wie sich die 
Richter in jedem einzelnen Punkt 
positionieren werden.

Im ersten Fall der Auseinander-
setzungen, der von einer Berliner 
Kanzlei gegen uns in Gang ge-
bracht wurde, hat sich das hiesige 
Landgericht inzwischen ganz klar 
geäußert: Alle Forderungen nach 
15 Änderungen am Buch wurden 
zurückgewiesen. Noch ist das Ur-
teil nicht rechtskräftig, aber der 
Tenor der Entscheidung war ein-
deutig.

Den zunehmend dreisteren Ver-
suchen aus rechten Kreisen, eine 
kritische Berichterstattung über sie 
zu unterbinden, muss energisch 
entgegengetreten werden.
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Am 20. Oktober 2019 erhielt zum 
ersten Mal ein Fotograf den Frie-
denspreis des deutschen Buch-
handels. Sichtlich bewegt stellte 
der brasilianische Preisträger, Se-
bastião Salgado, in seiner Dankes-
rede die Menschen in den Vorder-
grund, deren Schicksal er während 
seines über fünfzigjährigem foto-
grafischen Schaffens dokumentiert 
hatte:
„Diese Männer, Frauen und Kin-
der gehören zu den Ärmsten der 
Menschheit. Sie bilden eine rie-
sige Armee von Migranten und 
Verbannten, von ausgebeuteten 
Arbeiterinnen und Arbeitern, von 
Opfern von Krieg und Genozid. Es 
sind die Betroffenen von Hungers-
nöten, Dürrezeiten, Klimawandel 
und Abholzung; es sind die, die 
durch die Gier mächtiger, hab-
süchtiger Männer von ihrem Land 
vertrieben wurden, die der Mecha-
nisierung der Landwirtschaft wei-
chen mussten, die durch die Kon-
zentration von Grundbesitz, durch 
ungeplantes Städtewachstum und 
brutale Wirtschaftssysteme, die 
von den reichsten Länder der Welt 
kontrolliert werden, ihrer Existenz-
grundlage beraubt wurden. Mit ih-
nen möchte ich heute diesen Preis 
teilen.“
Salgado versuchte mit seinen 
Schwarzweißbildern den Geflüch-
teten, den Ausgebeuteten, den Un-
terdrückten keine Stimme, nein, ein 
Gesicht zu geben. Er zeigt in seinen 
Bildern, was Menschen Menschen 
antun können, und die Auswir-
kungen, die Hass, Krieg, Umwelt-
zerstörung und Hunger haben. 
Salgado fotografierte Menschen in 
Lateinamerika, die Hungerkatastro-
phe in der Sahelzone, Goldgräber 
in Brasilien, die Arbeiter bei den 
brennenden Ölfeldern in Kuweit 
und den Genozid in Ruanda.
Dabei begab sich Salgado immer 
sehr nah in die entsprechenden Si-
tuationen, lebte mit den Menschen 
und arbeitete in Langzeitprojekten. 
Stellvertretend seien zwei zykli-
sche Projekte genannt, in denen er 
brisante Themen aufgriff.
Workers (1986-93)
Darin zeigte er die Veränderungen 
der Arbeitswelt auf der Schwelle 
des postindustriellen Zeitalters in 
26 Ländern. Er wollte für die aus-
gebeuteten Arbeiter sensibilisieren, 
wies auf die Änderung der wirt-
schaftlichen Verhältnisse hin, die 

den Arbeitsmarkt veränderten, in 
der die Arbeitslosigkeit stieg, weil 
Arbeiter durch Maschinen ersetzt 
wurden. In diesen Zyklus gehören 
auch die eindringlichen Fotogra-
fien, der mehreren zehntausenden 
Goldgräber in Brasilien, die Säcke 
schleppenden menschlichen Amei-
sen. Sie sind in ihrer archaischen 
Form, mit modernen Arbeitsver-
hältnissen nicht zu vergleichen. 
Auch die „Fireworker“ in Kuwait, 
die die von Saddam Husseins Trup-
pen in Brand gesteckten Ölquellen 
löschten, sind extrem eindringlich 
und berührend.
Genesis (2004-12) 
Darin zeigte er die Natur vor der 
Zerstörung des Menschen. Er do-
kumentierte Landschaftszonen, 
Tiere, Pflanzen, Lebewesen in der 

Hoffnung, die letzten unberührten 
Regionen der Erde, für künftige 
Generationen zu bewahren. Diese 
Bilder sind eine Hommage an die 
Größe der Natur.

Salgado erkrankte, nach dem Leid 
und Grauen, das er erlebte und do-
kumentierte. Aber besonders nach 
dem Genozid in Ruanda, konnte 
und wollte er nicht mehr fotografie-
ren, „bis dahin hatte ich alle Hoff-
nung auf den Menschen gesetzt. 
Durch unser Aufforstungsprojekt 
habe ich all die anderen Spezies 
erst entdeckt. Ich bin eine Art ne-
ben zehntausenden anderen Ar-
ten. Das hat mir die Hoffnung wie-
dergegeben. Wir Menschen sind 
Raubtiere. Aber der Planet wird 
uns überleben“. Salgado entschied 
sich in Brasilien die Farm seiner 

Friedenspreis des deutschen Buchhandels 2019  

 Der Preisträger Sebastião Salgado
Von Gabriele Schnorrenberg

Sebastião Salgado, Preisträger des  Friedenspreises des Deutschen Buch-
handels. Mit seinem fotografischen Werk nimmt er die durch Kriege oder 
Klimakatastrophen entwurzelten Menschen in den Fokus, und diejenigen 
die traditionell in ihrer natürlichen Umwelt verwurzelt sind.  Mit seinen Fo-
tos sensibilisiert er weltweit Menschen für das Schicksal von Arbeitern und 
Migranten und für die Lebensbedingungen indigener Völker.
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Eltern, eine Wüste, abgeholzt 
und verdorrt, mit nackten Hängen 
und ohne Tiere, aufzuforsten. Er 
pflanzte mit seiner Frau und vielen 
Helfern 2,5 Millionen Bäume aus 
300 Arten. Heute ist die ehemalige 
Steppe ein Naturschutzgebiet, in 
dem viele Tierarten wiedergekom-
men sind und Wasserquellen wie-
der fließen.

„Wir haben das Geld und die tech-
nischen Möglichkeiten, dem Pla-
neten das Leben zurückzugeben, 
das wir ihm im Laufe der letzten 
150 Jahre geraubt haben. Wir müs-
sen unser Leben komplett ändern! 
Ansonsten wird es furchtbar wer-
den. Es ist ja nicht nur der Amazo-
nas der brennt. Ganz Afrika steht in 
Flammen. Sumatra war früher ein 
einziger, wunderschöner Urwald, 
heute sind dort geradlinige Pal-
mölplantagen, um Schokolade mit 
Palmöl geschmeidiger zu machen.“ 

Salgado setzt sich für den Schutz 
der noch wenigen indigenen Völker 
ein. Sein nächstes Buch, das 2021 
erscheinen soll, beschäftigt sich mit 
dem Reichtum Amazoniens.

Wim Wenders hat das großartige 
Werk Sebastião Salgados in sei-
nem grandiosen Dokumentarfilm 
„Das Salz der Erde“ (2014) be-
kannt gemacht. In seiner Laudatio 
bei der Preisverleihung sagte der 
Regisseur: "Sebastião Salgado 
hat mit seiner Fotografie die Men-
schen teilnehmend spüren lassen, 
was der große Feind des Friedens 
in unserer Zeit ist: der brutale Nie-
dergang des Mitgefühls, der Mitver-
antwortung, des Gemeinsinns, des 
grundsätzlichen Willens zur Gleich-
heit des Menschengeschlechts.“

→Bücher zu Salgado

ethecon Awards 2019
Verleihung

Internationaler ethecon Blue Planet Award 2019
an Rachna Dhingra, Menschenrechtsaktivistin,

für das Team der Sambhavna Trust Klinik (Indien, Bhopal)

Internationaler ethecon Dead Planet Award 2019
an José Batista Sobrinho (CEO und Vize-Präsident)

Wesley Mendonça Batista (Großaktionär)
Joesley Mendonça Batista (Großaktionär)

alle weltgrößter Fleisch-Konzern JBS (Brasilien)

Gastbeitrag: “Künstliche Intelligenz – wo bleibt der Mensch?“
Samstag, 23. November 2019, 14:00 Uhr bis ca. 19:00 Uhr (Einlass ab 13.00 Uhr)

„Palais“ der Kulturbrauerei Schönhauser Allee 36, 10435 Berlin
(U2 bis Eberswalder Straße)

Die Veranstaltung ist kostenfrei / Anmeldung erforderlich
→ethecon Homepage

http://www.polkagalerie.com/en/sebastiao-salgado-works-workers.htm
https://www.ethecon.org/de/793
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FilmFestival Cottbus 2019 Präzedenzfall Attac

Und das war im November Campact Gemeinnützigkeit 
entzogenVon Angelika Kurowski

FilmFestival Cottbus (FFC) Gele-
genheit, im Film „Von Tieren und 
Menschen" des jungen polnischen 
Regisseurs Łukasz Czajka  zu er-
leben, wie der zweite Direktor des 
Warschauer Zoos, Jan Żabiński, 
und seine Frau Antonia während 
des Zweiten Weltkrieges rund 300 
Juden das Leben rettete, indem 
sie sie auf dem Zoogelände ver-
steckte. Ein würdiges Gedenken 
an die Reichspogromnacht als offi-
zielles Signal zum größten Völker-
mord in Europa.
Die rund 200 Filme aus 45 Ländern 
wurden in 15 Sektionen aufgeteilt, 
in drei davon liefen die Wettbe-
werbsfilme. Die Festivalbesucher 
– insgesamt 22 000 waren es dies-
mal –, die 2018 umfangreich über 
Oberschlesien informiert wurden, 
konnten diesmal Niederschlesien 
kennenlernen. Hervorhebenswert 
ist hier der Film „Kindheit“, eine 
meisterhaft erzählte Autobiografie 
von Siegfried Kühn aus dem Jahr 
1986. Die Sektion „Heimat, Do-
mownja, Domizna“ bot dem Publi-
kum Filme, die zwischen 1956 und 
2019 entstanden, darunter den Film 
„Sehnsucht“ aus dem Jahr 1989 

und erschien nun – mittlerweile di-
gitalisiert – beim FFC. Da die erste 
Vorstellung sofort ausverkauft war, 
wurde auf Drängen vieler Besucher 
eine zweite Vorstellung eingescho-
ben. Schon wieder Gundermann, 
wird sich mancher beim Studi-
um des Programmheftes gefragt 
haben. Das neun Tage vor dem 
Cottbuser Festival auf der DOK 
Leipzig als Weltpremiere gezeigte 
vielschichtige und kenntnisreiche 
Porträt über den Liedermacher 
Gerhard Gundermann ist gleich-
zeitig eine lebendige Erinnerung an 
ein wichtiges Stück Zeitgeschichte, 
an den DDR-Alltag und die Zeit da-
nach im Lausitzer Braunkohlerevier, 
sein Titel „Gundermann Revier“ in 
der Regie von Grit Lemke. Conny 
Gundermann, die Witwe, bezeich-
net  den Film als gute Ergänzung 
für Menschen, die Gundermann 
durch diesen Spielfilm überhaupt 
das erste Mal wahrgenommen ha-
ben. Grit Lemke ist die Kuratorin 
der Sektion, in der sich in einer 
Welturaufführung unter dem Titel 
„Verlieren und finden“ Menschen 
über ihren Bezug zum Sorbischen 
in der Niederlausitz äußern.

Nur wenige Monate, nachdem der Bundesfinanzhof (BFH) dem glo-
balisierungskritischen Netzwerk Attac die Gemeinnützigkeitabge-
sprochen hat, ist auch der Kampagnenorganisation Campact die 
Gemeinnützigkeit entzogen worden. Die Entscheidung des Berliners 
Finanzamtes ist eine direkte Folge des im Februar gefällten BFH-Ur-
teils gegen Attac und zeigt, wie berechtigt die Befürchtungengesell-
schaftspolitisch engagierter Vereine vor einer weiteren Einschrän-
kung ihrer Arbeit sind.

Der Zeitpunkt war passend: Wäh-
rend sich am 9. November 2019 
dieses Jahres die Medien gegen-
seitig in der Berichterstattung über 
den Mauerfall zu übertreffen ver-
suchten, hatten die Besucher des 

nach der Novelle „Der Kirschbaum“ 
des Cottbuser Schriftstellers Jurij 
Koch. Dieser Film war kurz nach 
der Premiere wegen des heiklen 
Themas der Landnahme durch den 
Bergbau weggeschlossen worden 

„Wir haben zu Recht vor einem 
Präzedenzfall Attac gewarnt. Die 
vorausgesagte verheerende Wir-
kung für die kritische Zivilgesell-
schaft in Deutschland ist eingetre-
ten. Mit Campact ist eine weitere 
große Organisation betroffen, die 
sich aktiv für das Gemeinwohl ein-
setzt. Mit seinem Urteil gegen At-
tac hat der BFH es ermöglicht, po-
litischmissliebigen Organisationen 
mithilfe des Gemeinnützigkeits-
rechts Knüppelzwischen die Beine 
zu werfen“, sagt Dirk Friedrichs 
vom Vorstand des Attac-Träger-
vereins. „Nötig wäre das Gegenteil. 
Das letzte, was wir angesichts der 
zunehmenden Angriffe von rechts 
brauchen, sind schrumpfende 
Handlungsspielräume für alle, die 
sich für eine solidarische Gesell-
schaft einsetzen.“
Attac fordert dringend eine An-
passung der Abgabenordnung an 
die Erfordernisse einer modernen 
Demokratie: Der Satzungszweck 
„Förderung des demokratischen 
Staatwesens“ muss als spezi-
fischer Zweck anerkannt werden, 
außerdem müssen weitere Zwecke 
wie „Soziale Gerechtigkeit“ und 
„Menschenrechte“ in den Gemein-
nützigkeitskatalog aufgenommen 
werden.
Stephanie Handtmann, Geschäfts-
führerin im Attac-Bundesbüro: „Das 

Gemeinnützigkeitsrecht darf nicht 
zu einem Instrument verkommen, 
mit dem Organisationen, die sich 
selbstlos für ein solidarisches Mit-
einander einsetzen, klein gehalten 
werden. Eine widerstandsfähige 
Demokratie braucht eine kritische 
Zivilgesellschaft und starke Orga-
nisationen, die politische Entschei-
dungsprozesse aktiv begleiten und 
sich einmischen. Diese wichtige 
gesellschaftliche Funktion darf 
nicht von Finanzämtern über das 
Steuerrecht ausgehebelt werden.“

Der BFH hatte im Februar das für 
Attac positive Urteil der ersten In-
stanz aufgehoben und das Verfah-
ren mit engen Vorgaben an diese 
zurück verwiesen. In seinem Urteil 
steckt der BFH den Rahmen für 
politisches Engagement von ge-
meinnützigen Organisationen sehr 
viel enger als die bisherige Recht-
sprechung. Insbesondere die Zwe-
cke „Förderung der Bildung“ und 
„Förderung des demokratischen 
Staatwesens“ werden durch das 
Urteil stark eingeschränkt. In dem 
erneuten Prozess vor dem Hes-
sischen Finanzgericht, der voraus-
sichtlich im Januar beginnen wird, 
müssen die Richter nun den engen 
Vorgaben des BFH folgen. Attac ist 
entschlossen, seine Gemeinnützig-
keit notfalls vor dem Bundesverfas-
sungsgericht zu verteidigen.

Immer wieder Gundermann, jetzt noch einmal auf dem FilmFestival Cott-
bus. Diesmal: „Gundermanns Revier", vielschichtiges und kenntnisreiches 
Porträt über den Liedermacher Gerhard Gundermann und lebendige Er-
innerung an ein wichtiges Stück Zeitgeschichte, an den DDR-Alltag, den 
Mauerfall und die Zeit danach im Lausitzer Braunkohlerevier. Authentisch 
wie die Lieder von Gundermann, die den Dokumentarfilm als Soundtrack 
begleiten. Das Foto zeigt den Künstler im Jahr 1994. ─as
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kurz&knapp

Gewalt gegen Frauen gehört leider 
immer noch für viele von uns zu 
den alltäglichen Erfahrungen, 
schreibt der Arbeitskreis Frauen in 
ver.di Berlin und bittet daher, wieder 
zu Weihnachten in den Frauenhäu-
sern Freude zu bereiten. Päckchen 
sollten mit schönen neuen Kleinig-
keiten gefüllt werden, über die frau 
sich freuen kann.
Beispielsweise einen Schal, ein 
Stück gute Seife, einen ange-
nehmen Duft, ein Duschgel, Kaffee 
und/oder Tee, etwas Weihnachts-
gebäck, Nüsse, Schokolade ... Für 
Kinder etwas Kleines wie Überra-
schungsei, Pixiheft, Knete, Bund-
stifte ... Bitte keinen Alkohol oder 
Bargeld einpacken, bitte keine Ker-
zen (LED-Kerzen sind aber ok).
Die Päckchen können in der Zeit 
von Montag, dem 25. November, 
bis Freitag, dem 6. Dezember 2019, 
(auf keinen Fall später!) zwischen 
9:00 und 19:00 Uhr im ver.di-Haus, 
Köpenicker Straße 30, 10179 Berlin 
beim Empfang abgegeben werden.
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Auch Fotos jüngeren Datums können historischen Wert besitzen. Auf 
diesem sind nicht nur Hammer, Zirkel und Ährenkranz aus dem Ring ver-
schwunden, selbst die Wand, an der einst das Staatswappen der DDR ange-
bracht war, am Palast der Republik, gibt es nicht mehr. Die jungen "Beset-
zer" werden sich erinnern können. ─gö →MedienGalerie

Ein Schuhkarton
von Frau zu Frau

Aktion 2019

Zum Urteil des Bundesverfassungsgerichts

ver.di begrüßt die  Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichts 
(BVerfG) zu den Sanktionen im 
Sozialgesetzbuch II (SGB II) und 
fordert vom Gesetzgeber, „die 
bestehenden Regelungen aufzu-
heben und durch ein menschen-
würdiges und  verfassungskon-
formes System zu ersetzen". Der 
ver.di-Vorsitzende  Frank Werneke 
erklärte: „Das sogenannte sozio-
kulturelle  Existenzminimum darf 
im Hinblick auf das Sozialstaats-
gebot und die das Menschenrecht 
betreffenden unveränderlichen Ar-
tikel des Grundgesetzes überhaupt 
nicht sanktioniert werden."

Keine Sanktionierung der Existenz
Sanktionen dürften unter anderem 
nicht zur Gefährdung oder gar zum 
Verlust der Wohnung führen. Auch 
die besonders scharfen Sankti-
onen  für unter 25-jährige Personen 
müssten abschafft werden. Dies 
könne eine Basis für eine nachhal-
tige Entschärfung des Sanktionsre-
gimes bilden, betonte Werneke.

Anlass der Urteilverkündung des 
BVerfG war die Frage, ob die  be-
stehenden Sanktionen, die bis zum 
vollständigen Entzug der Leistun-
gen einschließlich der Miete rei-
chen können, verfassungsgemäß 
sind.

Solidaritätsaktion für die Kölner Sängerin Hozan Canê vor dem türkischen Generalkonsulat in Köln. Canê hatte eine 
Wahlkampfveranstaltung der demokratischen Partei HDP unterstützt und wurde verhaftet. Die Richter verurteilten 
sie zu sechs Jahren und drei Monaten Gefängnis. Sie ist deutsche Staatsangehörige und hat sich nach allen vorlie-
genden Informationen nichts zuschulden kommen lassen. Die im Rat der Stadt Köln vertretenen Parteien Bündnis 
90/Die Grünen, die Linke, SPD, CDU und die Ratsgruppe BUNT und GUT fordern die Einhaltung der Europäischen 
Menschenrechtskonvention, vor allem aber die sofortige Freilassung der Kölnerin. ─as →Hozan Canê

© 
Jö

rg
 D

et
jen

►

Durchblick

behalten !

http://www.mediengalerie.org/ausstellung.html
https://www.youtube.com/watch?v=3j_SxCF_ccc
http://verdi-drupa.de/
http://verdi-drupa.de/
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Melde Dich unten an, um den 
kostenlosen Newsletter zu 
abonnieren. Damit bist Du 
immer über die Aktivitäten der 
ver.di-SeniorInnen informiert.

Mit unserem Newsletter
liefern wir Informationen

und Hinweise u. a. 
über Arbeitsmarkt-, Arbeitszeit- 

und Wirtschaftspolitik, 
Arbeitskämpfe, Grundrechte und 

Antikriegsbewegung

Treffpunkt
der gewerkschaftlichen

Linken

hierDer Newsletter kann                       
bestellt werden, kostenlos

MedienGalerie Berlin
MedienGalerie Berlin
Dudenstraße 10, 10965 Berlin
Telefon 0 30-88 66 54 02
www.mediengalerie.org

Öffnungszeiten:
Mo-Fr	 14:00-16:00 Uhr
Di	 17.00-19:00 Uhr
Do	 14:00-19:00 Uhr

→MedienGalerie

→abo-querkoeppe@gmx.de

Rentenberatung
für ver.di-Mitglieder

an jedem 2. und 4. Mittwoch im Monat
von 13:30 bis 16:30 Uhr

im ver.di-Landesbezirk Berlin-Brandenburg
Köpenicker Straße 30 (Nähe Ostbahnhof)

Terminvereinbarung obligatorisch
unter Telefon 0 30- 88 88 -51 03

oder direkt beim Empfang Köpenicker  Straße 30

→Anmeldung

mit Claus Ludwig, ver.di-Mitglied, 
gelernter Schriftsetzer, Multimedia-
Informatiker, freigestellter Betriebsrat 
und Buchautor. Er beschäftigt sich 
mit der historischen und aktuellen 
Situation in Israel und Palästina und 
der Geschichte des Antisemitismus. 

25. November 2019, 11:00 Uhr
ver.di-Landesbezirk, Raum 6.06

Köpenicker Straße 30
10179 Berlin (Nähe OstBahnhof)

Was ist Antisemitismus?
Vortrag und Diskussion

https://senioren-berlin.verdi.de/branchen/medien-kunst-industrie
https://senioren-berlin.verdi.de/branchen/medien-kunst-industrie/++co++82b57e42-8204-11e3-b7bf-52540059119e
http://lists.newsletter.labournet.de/mailman/listinfo/newsletter
http://www.mediengalerie.org/
mailto:abo-querkoeppe%40gmx.de?subject=Kostenloses%20Abonnement%20DIE%20QUERK%C3%96PPE
mailto:senior.berlin-news-subscribe%40lists.verdi.de?subject=Abo-Anmeldung%20f%C3%BCr%20Newsletter%2055%2B
https://www.rosa-luxemburg-konferenz.de/de/unblock-cuba
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